
Der Prozeß der deutschen Einheit schreitet fort. Die Bildung 
von Bundesländern steht auf der Tagesordnung auf dem Gebiet 
der heutigen DDR. Die Fehlentwicklung aus dem Gesetz des 
Jahres 1952 gilt es zu korrigieren.

Wir empfehlen der Volkskammer die Verweisung beider An­
träge an die zuständigen Ausschüsse. Wir meinen, die Federfüh­
rung liegt bei dem Verfassungsausschuß. Danke schön.

(Beifall bei SPD und CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön, Abgeordneter Hacker. Es folgt der Vertreter der 
DSU Abgeordneter Dott.

Dott (DSU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Ich 
behandle auch die Anträge gleichzeitig und möchte zum ersten 
Antrag, zur Drucksache 14, folgendes ausführen:

Aus dem Antrag des Ministerrates geht die politische Absicht 
klar hervor, die Legislaturperiode der Bezirkstage wird mit Wir­
kung vom 31. Mai 1990 beendet. Der Ministerpräsident wird be­
auftragt, zur Sicherung der Regierbarkeit des Landes bis zur 
Länderbildung Regierungsbevollmächtigte in den Bezirken ein­
zusetzen und dazu die erforderlichen Regelungen zu erlassen. 
Für eventuell schwierige Entscheidungen sind die entsprechen- 

_^len Sicherungen eingebaut.

Das ist ein Gesetz, das in seiner Einheitlichkeit die gleiche Wir­
kung in allen Bezirken erreicht. Uns reicht das für den Übergang 
aus, und für die Politiker und Bürger unseres Landes, die dem 
Vermächtnis der friedlichen Revolution des Herbstes 1989 treu 
geblieben sind, ist die Beschlußvorlage des Ministerrates eine lo­
gische Konsequenz zur Ablösung der nichtlegitimierten Be­
zirkstage. Deshalb stimmt die Deutsche Soziale Union diesem 
Antrag zu.

Verehrte Damen und Herren Abgeordnete! Der Antrag der 
PDS dagegen entbehrt meines Erachtens nicht einer gewissen 
Hinterlist,

(Beifall)

die man erst bei genauerem Hinsehen erkennt. Im Gesetzestitel 
des Antrages wird noch von der Neubildung demokratisch legiti­
mierter Bezirkstage gesprochen. Im ersten Paragraphen wird je­
doch den Bezirkstagen der Beschluß über ihre vorzeitige Auflö­
sung freigestellt. Sie können sich auflösen, müssen es aber nicht.

Da sollte jeder einmal nachdenken, welches Interesse manche 
Bezirkstage an ihrer eigenen Auflösung haben könnten! - Für 

'den Fall, daß sich nach dieser Gesetzesvorlage doch ein Bezirks­
tag auflösen sollte, sind auch hier noch Sicherungen eingebaut. 
So wird vorgeschlagen, die Mitglieder der neu zu bildenden Be­
zirkstage aus dem Kreis der Mandatsträger der Kreistage und 
Stadtverordnetenversammlungen zu entsenden.

Dem könnte man zustimmen, aber jetzt kommt ein Pferdefuß: 
Über die Anteile beschließt der Bezirkstag der gegenwärtigen 
Wahlperiode, also der alte Bezirkstag. Warum wird ein nicht legi­
timiertes Instrument, der alte Bezirkstag, überhaupt an einer 
Stelle in diesem Prozeß einbezogen?

(Proteste bei der PDS)

Fällt es Ihnen von der Partei des Demokratischen Sozialismus 
so schwer, von der Machtausübung in den Bezirken Abschied zu 
nehmen?

(Proteste bei der PDS - Lebhafter Beifall)

Mit Anstand verlieren ist nicht jedermanns Sache.

(Heiterkeit und Beifall)

Es käme also nach dieser Vorlage zu mehreren Doppelmanda­
ten in Kreistagen, Stadtverordnetenversammlungen und Be­

zirkstagen. Dadurch würden die erstmals durch die Macht und 
freie Wahl unseres Volkes demokratisch gewählten kommuna­
len Volksvertretungen erheblich geschwächt. Ist das vielleicht 
der Hintergrund Ihres Gedankens? - Ich würde Ihnen das ent­
sprechend Ihrem politischen Erbe schon Zutrauen.

(Beifall vor allem bei CDU/DA und DSU)

Aus diesen Gründen lehnt die Deutsche Soziale Union Ihren 
Antrag ab.

(Zuruf aus Fraktion der PDS: Das hatten wir nicht anders erwar­
tet.)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Dott. Ich darf Ihnen sagen, 
auch die Frau Präsidentin bedankt sich für ihren Beitrag.

Als nächster spricht für die Fraktion der Liberalen Herr Gerry 
Kley. Ich möchte die Gelegenheit nutzen, ihm heute zum 30. Ge­
burtstag zu gratulieren.

(Beifall)

Kley (Liberale):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren!
Als erstes möchte ich mich für den Glückwunsch zu meinem Ge­
burtstag bedanken, aber dazu kann ich relativ wenig.

(Heiterkeit)

Wie die Abgeordneten Hacker der SPD und der Abgeordnete 
Dott der DSU bereits sagten, liegen uns hier zwei Anträge vor, 
die auf dem ersten Blick gleiche Konsequenzen nach sich ziehen, 
aber bei genauer Betrachtung offenbart sich aus dem Antrag der 
PDS sein demagogisches Potential.

(Protest bei der PDS - Beifall)

Wie sollen sich demokratisch legitimierte Bezirkstage bilden, 
wenn es in der Entscheidung der noch existierenden liegt, den 
Weg dazu freizumachen? - Selbstverständlich ist es dringend ge­
boten, auch in der mittleren Regierungsebene endlich demokra­
tisch legitimierte Leitungsorgane zu installieren. Es sollte den 
frei gewählten Stadt- und Kreisparlamenten nicht zugemutet 
werden, Anweisungen von einem Organ, das auf Grund eines 
sehr zweifelhaften Verfahrens zu seiner Daseinsberechtigung 
gekommen ist, ausführen zu müssen.

Die beiden vorliegenden Anträge zeigen aber auch, daß man 
bei der Schaffung der Nachfolgeorgane der zur Zeit existieren­
den Räte die Betonung verschieden legen kann - entweder de­
mokratisch legitimiert wie im Vorschlag des Ministerpräsi­
denten, oder demokratisch legitimiert, wie es die PDS sieht.

Aus verschiedenen Bezirken liegen uns Beweise vor, daß die 
alten PDS-Ratsmitglieder sich bereits in anderen Positionen - 
als Fachausschußvorsitzende oder ähnliches - hinüberretten 
und den neuen Räten ein Apparat untergeschoben werden soll, 
in dem die alten Positionen gesichert sind.

(Beifall bei Liberalen, CDU/DA und DSU)

§ 2 Abs. 1 im Antrag der PDS hat eindeutig das Ziel, diesen Vor­
gang abzusichern. Uns liegen aus dem Bezirk Cottbus Beweise 
vor, wo dieser Vorgang bereits im Bezirkstag zur Abstimmung 
vorlag. Ich kann die Unterlagen an die Regierung notfalls über­
geben zu einer Überprüfung. Der Vorsitzende des Rates des Be­
zirkes hat darin vom Bezirkstag den Beschluß gefordert, daß er 
in ein Arbeitsverhältnis übernommen wird, inklusive aller Absi­
cherungen, die dem Staatsapparat zur Verfügung stehen.

(Unmutsäußerungen bei CDU/DA und DSU)

Der Einsatz von Regierungsbevollmächtigten zur Sicherung 
der Regierbarkeit bis zur Länderbildung stellt natürlich die For-
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